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Drucksache 762 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Dezember 1958 

7 — 53326 — 4493/58 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(10. ÄndG LAG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte und der Bundesminister der 
Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 195. Sitzung 
am 4. Juli 1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(10. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 312 wird Absatz 3 gestrichen. 

2. In § 316 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Auf Vorschlag des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes wird bei dem Bundesverwal- 
tungsgericht ein Vertreter der Interessen des 
Ausgleichsfonds bestellt." 


§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


§ 312 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes lautet: 

„(3) Das Bundesausgleichsamt untersteht der 
Dienstaufsicht des Bundesministers der Finanzen, 
der auch den Sitz des Amtes bestimmt." 

Der Gesetzgeber war davon ausgegangen, daß die 
Federführung für den gesamten Bereich der schon 
in der Präambel zu den Währungsgesetzen und in 
§ 29 des Umstellungsgesetzes angekündigten Ge- 
setze zur Durchführung eines Lastenausgleichs, also 
auch die Federführung für das Lastenausgleichs- 
gesetz selbst, sowohl auf der Aufbringungs- wie 
auch auf der Entschädigungsseite einheitlich beim 
Bundesfinanzminister liegen solle. Er hat infolge- 
dessen auch die Dienstaufsicht über die mit der 
Durchführung des Lastenausgleichs auf der Entschä- 
digungsseite betraute obere Bundesbehörde, das 
Bundesausgleichsamt, dem Bundesfinanzminister 
ausdrücklich übertragen. 


Im Zuge von Organisationsänderungen in den Mi- 
nisterien soll die Dienstaufsicht über das Bundes- 
ausgleichsamt vom Bundesfinanzminister auf den 
Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte übertragen werden. Im vorlie- 
genden Falle muß daher die im Gesetz enthaltene 
Organisationsnorm (§ 312 Abs. 3) gestrichen wer- 
den. 

In diesem Zusammenhang erscheint es auch ver- 
anlaßt, eine weitere Vorschrift zu ändern, die dem 
Bundesfinanzminister die Befugnis erteilt, den Ver- 
treter der Interessen des Ausgleichsfonds beim 
Bundesverwaltungsgericht zu bestellen. Die Neu- 
fassung lehnt sich wörtlich an § 8 des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht vom 23. Sep- 
tember 1955 (BGBl. I S. 625) an, wonach „beim 
Bundesverwaltungsgericht ein Oberbundesanwalt 
bestellt wird". 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


§ 1 erhält folgende Fassung: 

,§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu 
ergangenen Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 312 Abs. 3 erhält folgenden zweiten Satz: 
„Der Bundesminister der Finanzen' übt die 
Dienstaufsicht im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte aus. 11 

2. In § 316 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„Auf Vorschlag des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes wird bei dem Bundesverwaltungs- 
gericht ein Vertreter der Interessen des Aus- 
gleichsfonds bestellt." 1 


Begründung 

Der Vorschlag, durch den lediglich die Nr. 1 der 
Vorlage der Bundesregierung geändert wird, trägt 
auf der einen Seite den Wünschen der Bundes- 
regierung nach einer Verstärkung des Einflusses 
des Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte auf das Bundesausgleichs- 
amt Rechnung, hält aber auf der anderen Seite die 
vom Gesetzgeber vorgeschriebene Zuständigkeit des 
Bundesministers der Finanzen bei der Durchführung 
des Lastenausgleichs im Interesse der öffentlichen 
Haushalte weiter aufrecht. Er stellt insbesondere 
sicher, daß das zu einer reibungslosen Durchfüh- 
rung des Lastenausgleichs erforderliche Gleich- 
gewicht zwischen den Ausgleichsleistungen und den 
Einnahmen des Lastenausgleichsfonds auch weiter- 
hin nicht durch verschiedene Zuständigkeiten inner- 
halb der Bundesregierung für die Einnahmen- und 
Ausgabenseite gefährdet wird. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten, wenn 
auch die finanzpolitischen Gründe, die den Bundes- 
rat zu seiner Stellungnahme veranlaßt haben, nicht 
verkannt werden. Der Gesetzentwurf befaßt sich 
nur mit der Frage der Dienstaufsicht über das 
Bundesausgleichsamt. Die Bedenken des Bundes- 
rates beziehen sich offensichtlich in erster Linie auf 
die Frage der Federführung für die Entschädigungs- 
seite des Lastenausgleichs. Hinsichtlich der Feder- 
führung liegt eine Vereinbarung zwischen dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte vor, die im Grundsatz gemeinsame Vor- 
lagen an das Kabinett vorsieht. Hieran soll nichts 
geändert werden. Der Einfluß des Bundesministers 
der Finanzen in finanzpolitischer Hinsicht erscheint 
demnach hinreichend sichergestellt; insbesondere 
tritt durch die beabsichtigte Gesamtlösung keine 
Trennung der Verantwortlichkeiten für die Ein- 
nahmen- und Ausgabenseite des Lastenausgleichs 
ein. 
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